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Bonn, den 7. März 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Ergänzung 
des Gesetzes zur Ausführung des Abkommens 
vom 27. Februar 1953 über deutsdie Auslands- 
schulden 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 20. Januar 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zum Gesetzentwurf wie aus 
der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c, Blüdier 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 



Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 

zur Ergänzung des Gesetzes zur Ausführung des Abkommens 
vom 27. Februar 1953 über deutsche Auslandsschulden 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz zur Ausführung des Abkom- 
mens vom 27. Februar 1953 über deutsche 
Auslandsschulden vom 24. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1003) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 66 erhält folgende Fassung: 

4 66 

(1) Der Entschädigungsanspruch nach 
§ 63 vermindert sich um die Beträge, die 
der Schuldner als Ausgleichsabgaben 
nadi dem Lastenausgleichsgesetz mehr zu 
zahlen hätte, wenn die Verbindlichkeit 
nach § 16 des Umstellungsgesetzes zu be- 
handeln wäre. 

(2) Die Beträge werden von den für 
die Veranlagung der Lastenausgleichsab- 
gaben zuständigen Finanzämtern festge- 
stellt. Der darüber zu erteilende Be- 


scheid gilt als Feststellungsbescheid im 
Sinne der Reichsabgabenordnung.“ 

2, § 71 erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) Fiat die Oberfinanzdirektion über 
den Entschädigungsanspruch entschie- 
den, so kann die Klage wegen des Ent- 
schädigungsanspruchs nur binnen eines 
Jahres nach der Zustellung der Entschei- 
dung erhoben werden. Diese Frist ist 
eine Notfrist im Sinne der Zivilprozeß- 
ordnung.“ 

3. § 112 Abs. 3 wird aufgehoben. 

Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Die Entschädigungsbestimmungen des Aus- 
führungsgesetzes zum Schuldenabkommen 
(§§ 63 ff.) im Zusammenhang mit der Be- 
handlung der Goldmarkverbindlichkeiten 
spezifisch ausländischen Charakters weisen 
einige Lücken auf, die teils den Schuldner un- 
berechtigt begünstigen (§ 66 Abs. 1) und die 
Zuständigkeit der Finanzämter für die Fest- 
stellung der Minderungsbeträge im Sinne des 


§ 66 Abs. 1 unzweckmäßig und nicht aus- 
reidiend regeln (§ 66 Abs. 2), teils durch das 
Fehlen einer Ausschlußfrist für die Einlegung 
eines Rechtsmittels eine gewisse Rechts- 
unsicherheit für das entschädigungspflichtige 
Land schaffen (§ 71). Diese Lücken werden 
durdi den vorliegenden Gesetzentwurf ge- 
schlossen. 




Zu Art. I 

Z u N r. 1 

Die bisherige Fassung des § 66 Abs. 1 behan- 
delt nur die Minderung des Entschädigungs- 
anspruchs um den Mehrbetrag, der bei der 
Festsetzung der Hypothekengewinnabgabe 
(HGA) oder der Kreditgewinnabgabe (KGA) 
entstanden wäre, wenn die Verbindlichkeiten 
des Abgabepflichtigen nach dem Zweiten 
Teil des Umstellungsgesetzes zu behandeln 
gewesen wären. Die gleiche Frage entsteht 
aber auch bei der Vermögensabgabe (VA). 
Ein Schuldner, der der HGA unterliegt, kann 
bei der Berechnung des der VA unterliegen- 
den Vermögens neben der Schuld aus dem 
1/10-Recht nur die HGA absetzen (§ 210 
Nr. 2 LAG), die nicht Immer 9/10 der ur- 
sprünglichen Schuld entspricht, sondern Ins- 
besondere beim Vorliegen von Kriegsschäden 
nach § 100 LAG mit Rückwirkung auf den 
21. Juni 1948 gemindert wird. Handelt es 
sich bei der Schuld dagegen um eine Verbind- 
lichkeit spezifisch ausländischen Charakters, 
so kann die Verbindlichkeit im Verhältnis 
von 1 DM zu 1 RM, also in voller Höhe, ab- 
gesetzt werden (§ 53). Daraus ergibt sich für 
den Schuldner in allen Fällen, in denen eine 
Entschädigung gezahlt werden muß, ein Vor- 
teil bei der VA, wenn der Entschädigungsan- 
spruch nicht, wie bei den abgabepflichtigen 
Schuldnern, die unter das D-Markbilanzge- 
setz fallen (vgl. § 67), als der VA unterlie- 
gendes Vermögen anzusetzen ist. Dieser Vor- 
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mindern wie die Tatsache, daß sonst eine 
HGA zu entrichten wäre. 

Beispiel 

Ein Grundstückseigentümer hat am 
21. Juni 1948 Grundvermögen mit einem 
Einheitswert (EW) von 200 000 DM, das 
belastet war mit einer Schuld spezifisch 
ausländischen Charakters in Höhe von 
100 000 GM. Bei einer Umstellung der 
Schuld auf 10 000 DM (1/10) wäre infolge 
eines Kriegssachschadens von 600 000 B.M 
(75 V. H. des EW von 800 000 RM vor 
dem Schadensfall) die HGA nach § 100 
LAG um 75 000 DM gemindert worden 
(HGA an sich 9/10 von 100 000 RM = 
90 000 DM, Minderung nach § 100 LAG 
— 75 V. FI. von 100 000 RM, das sind 
75 000 DM, verbleibende HGA = 
90 000 DM — 75 000 DM = 15 000 DM). 
Die 50 V. H, VA würde 87 500 DM betra- 
gen (200 000 DM abzüglich 10 000 DM und 


15 000 DM, bleiben 175 000 DM Vermö- 
gen, davon 50 v. H. = 87 500 DM). Eine 
anrechnungsfähige Soforthilfeabgabe Ist, 
weil die Gebäude voll zerstört sind, nicht 
entstanden. Wohl aber wäre die VA gemäß 
§ 47 LAG nach folgender Berechnung zu 
ermäßigen: Kriegssachschaden 600 000 RM, 
herabgesetzt um die HGA-Minderung von 
75 000 DM (vgl. § 41 Abs. 2 LAG) auf 
525 000 RM, das sind 300 v. H. von 
175 000 DM VA-Vermögen, wobei unter- 
stellt wird, daß dieses Vermögen zugleich 
das Gesamtvermögen im Sinne des § 47 
Abs. 3 LAG ist. Die Schadenspunktzahl 
beträgt (300 — 30) 270, die VA-Ermäßi- 
gung (1/7 V. H. von 175 000 DM = 
250 X 270) 67 500 DM, so daß eine VA 
von 20 000 DM verbleiben würde. 

Nach § 53 kann der Schuldner bei Berech- 
nung der VA seine Schuld in Höhe von 
100 000 DM absetzen, so daß die VA wie 
folgt zu berechnen ist: 200 000 DM — 
100 000 DM = 100 000 DM Vermögen, 
50 V, H. VA X 50 000 DM, VA-Ermäßl- 
gung wegen des Kriegssachschadens von 
600 000 RM (570 Schadenspunkte bei 
einem VA-Vermögen und zugleich Ge- 
samtvermögen von 100 000 DM) = 
90 V. H. von 50 000 DM = 45 000 DM, 
bleibt eine VA von 5 000 DM. Der nach 
der gegenwärtigen Fassung bestehende 
Entschädigungsanspruch in Höhe von 
(90 000 DM — 15 000 DM HGA) 

75 000 DA4 muß sich deshalb billigerweise 
weiter um (20 000 DM — 5 OÖO DM) 
15 000 DM ermäßigen. 

Es Ist unter diesen Umständen erforderlich, 
§ 66 Abs. 1 entweder um eine seinem bishe- 
rigen Satz 1 entsprechende Regelung für die 
Vermöeensabgabe zu ergänzen oder aber den 
§ 66 Abs. 1 so allgemein zu fassen, daß er 
sich auf alle Ausgleichsgaben bezieht. Der 
Entwurf wählt aus Gründen einer möglichst 
klaren und einfachen Formulierung den 
zweiten Weg. 

Die Zuständigkeit des Finanzamts in den 
Fällen, in denen der Schuldnergewinn an sich 
den Bestimmungen über die KGA unterlie- 
gen würde und in denen die Verbindlichkeit 
nicht dinglich gesichert oder das Belegen- 
helts-Flnanzamt nicht zugleich das Betriebs- 
Finanzamt (§ 186 LAG) ist. Ist nach der Fas- 
sung des § 66 Abs. 2 nicht oder nicht zweck- 
mäßig geregelt. Die Regelung muß außerdem 
entsprechend der Erweiterung des Abs. 1 
auf Fälle der VA ausgedehnt werden. Es er- 



schien deshalb zweckmäßig, für alle Fälle, in 
denen der Entschädigungsanspruch nach § 63 
um einen Betrag ersparter Lastenausgleichs- 
abgaben (HGA, KGA oder VA) zu mindern 
ist, für die Feststellung dieses Betrages die 
Zuständigkeit des für die Veranlagung der 
betreffenden Lastenausgleichsabgabe maßge- 
benden Finanzamts zu bestimmen. 

Z u N r. 2 

Nach dem Ausführungsgesetz besteht die 
Möglichkeit, daß ein Schuldner, dem ein Ent- 
schädigungsanspruch nicht antragsgemäß zu- 
erkannt worden ist, noch nach Jahren vor 
dem ordentlichen Gericht Klage gegen das 
Land erhebt. Der Schuldner soll deshalb nur 
innerhalb von 12 Monaten die Möglichkeit 
haben, die Entscheidung der Oberfinanz- 
direktion im Wege der Klage anzufechten. 
Es wird hierdurdi baldmöglichst Klarheit 
über die das Land betreffende Verpflichtung 
erzielt, die sonst nicht zu erreichen wäre, zu- 
mal sich bei dem wohl in allen Fällen be- 
stehenden LFnterschIed in der Verzinsung 
und der Tilgung der Verbindlichkeit spe- 
zifisch ausländischen Charakters und des von 
dem Entschädigungsanspruch abzusetzenden 
Betrages an VA, HGA oder KGA nur an- 
nähernd genau die Höhe des Entschädigungs- 
anspruchs ermitteln läßt (wenn nicht außer- 


ordentlich schwierige mathematische Berech- 
nungen angestellt werden). Diese Ungenauig- 
keit könnte vor allem dann, wenn in den 
Jahren 1958 bis 1970 die Verbindlichkeit spe- 
zifisch ausländischen Charakters mit hohen 
Beträgen zu tilgen ist, während die Tilgung 
der Lastenausgleichsabgaben teilweise noch 
bis zu dem Jahre 1979 läuft, den Schuldner 
veranlassen, die Entscheidung der Ober- 
finanzdirektion anzufechten. Auch muß da- 
bei eine Änderung des Lastenausgleichsgeset- 
zes zugunsten der Abgabepflichtigen in spä- 
teren Jahren In Rechnung gestellt werden. 

Z u N r. 3 

Durch die nunmehr In Art. I Nr. 1 vorge- 
schlagene allgemeinere Fassung des § 66 
Abs. 1 wird der § 112 Abs. 3 überflüssig. 

Zu Art. II 

Dieser Artikel enthält die übliche Berlin- 
Klausel. 

Zu Art. III 

Im Hinblick auf Entschädigungsfälle, die vor 
Verkündung des Änderungsgesetzes rechts- 
kräftig entschieden sind, wird dem Gesetz 
keine rückwirkende Kraft beigelegt. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 20. Januar 1956 

An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 20. Dezember 1955 — 6 — 53002 — 2091/55 
— beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
152. Sitzung am 20. Januar 1956 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Ergänzung 
des Gesetzes zur Ausführung des Abkommens 
vom 27. Februar 1953 über deutsche Auslands- 
schulden 

wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf, 

von Hassel 


o 



Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Zu Art, I 

a) Folgende Nr. 1 ist einzufügen: 

,1. § 63 Abs. 1 erhält folgenden Satz 3: 
„Ein Entschädigungsanspruch besteht 
nicht, soweit der Schuldner und der 
Gläubiger wirtschaftlich als eine Ein- 
heit zu betrachten sind/“ 

Begründung 

Bei wirtschaftlicher Einheit zwischen aus- 
ländischem Gläubiger und inländischem 
Schuldner würde die Zubilligung eines 
Entschädigungsanspruches nicht mehr den 
Ausgleich eines Schadens darstellen, son- 
dern eine Überzahlung an den Gläubiger 
bedeuten. 

Die bisherigen Nr. 1 und 2 werden Nr. 2 
und 3. 

b) Hinter Nr. 3 (neu) ist folgende Nr. 4 
einzufügen: 

,4. § 109 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. an die Stelle von Teil II des Um- 
stellungsgesetzes Teil II der Ber- 
liner Umstellungsverordnung 
vom 4. Juli 1948 in Verbindung 
mit §§ 5 und 6 des Gesetzes über 
die Umstellung von Grundpfand- 
rechten und über Aufbaugrund- 
schulden in der Fassung vom 
15. Januar 1953 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin 
S. 63), an die Stelle von § 13 
Abs. 3 des Umstellungsgesetzes 
Artikel 11 Nr. 26 der Umstel- 
lungsverordnung und an die 
Stelle von § 16 des Umstellungs- 


gesetzes Artikel 14 Nr. 32 der 
Umstellungsverordnung;'“. 

Die bisherige Nr. 3 wird Nr. 5. 
Begründung 

Die Zitierung des § 16 des Umstellungs- 
gesetzes in dem neugefaßten § 66 Abs. 1 
macht eine entsprechende Ergänzung der 
Berlin-Vorschriften des Ausführungsge- 
setzes (§ 109 Nr. 3) erforderlich, da dort 
die Berliner Parallelvorschrift zu § 16 
UG (= Art. 14 Nr. 32 UVO) bisher 
nicht erwähnt wurde. 

2. Zu Art. II (neu) 

Hinter Art. I ist folgender Art. II einzufü- 
gen: 

„Artikel II 

Die Frist des § 71 Abs. 3 beginnt mit dem 
Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes, wenn 
die Oberfinanzdirektion bereits vor diesem 
Zeitpunkt über den Entschädigungsansprudi 
entschieden hat." 

Begründung 

Es besteht ein Interesse, auch bei den von 
den Oberfinanzdirektoren bereits erlassenen 
und noch nicht mit der Klage angefochtenen 
Entscheidungen die Möglichkeit zu schaffen, 
durch nachträgliches Inlaufsetzen der einjäh- 
rigen Klagefrist die Rechtskraft herbeizufüh- 
ren. Da die einjährige Klagefrist erst mit In- 
krafttreten des Gesetzes zu laufen beginnt, 
Ist diese Vorschrift für die Betroffenen trag- 
bar. 

Die bisherigen Art. II und III werden 
Art. III und IV. 


() 



Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung zu den 
Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


1. Zu Art. I 

a) Dem Vorschlag zu § 63 wird nicht zuge- 
stimmt. 

Begründung 

Es erscheint rechtlich bedenklich, jetzt 
Ansprüche nachträglich zu vernichten, 


die etwa nach geltendem Recht begrün- 
det sind. 

b) Dem Vorschlag zu § 109 wird zuge- 
stimmt. 

Zu Art. II (neu) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 



